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zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Fürstentum Liechtenstein 

über Soziale Sicherheit 


A. Zielsetzung 

Durch das Abkommen soll insbesondere im Bereich der gesetzli- 
chen Rentenversicherungen und des Kindergeldes der Bundesre- 
publik Deutschland und des Fürstentums Liechtenstein der soziale 
Schutz der beiderseitigen Staatsangehörigen sichergestellt wer- 
den. 

B. Lösung 

Das Abkommen beruht auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und 
begründet Rechte und Pflichten von Einwohnern beider Staaten in 
bezug auf die innerstaatlichen Rechtsvorschriften über soziale 
Sicherheit im Rahmen des sachlichen Geltungsbereichs des 
Abkommens. Es enthält die Grundsätze der Gleichbehandlung der 
beiderseitigen Staatsangehörigen und der uneingeschränkten Lei- 
stungsgewährung bei Aufenthalt der betroffenen Personen im 
anderen Vertragsstaat. Es ist vorgesehen, daß in der deutschen 
und liechtensteinischen Rentenversicherung zurückgelegte Versi- 
cherungszeiten zusammenzurechnen sind, soweit dies für die 
Erfüllung des Leistungsanspruchs erforderlich ist. Darüber hinaus 
gewinnt das Abkommen an Bedeutung, da es eine der Säulen des 
Übereinkommens vom 9. Dezember 1 977 zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland, dem Fürstentum Liechtenstein, der Republik 
Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft im 
Bereich der Sozialen Sicherheit ist. 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet. Dies gilt auch für 
das Kindergeld, da eine geringfügige Mehrbelastung durch Entla- 
stung in ungefähr gleicher Höhe ausgeglichen wird. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
1 4 (43) - 806 06 - So 1 04/80 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Ent- 
wurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 7. April 1977 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Fürstentum Liechtenstein über So- 
ziale Sicherheit mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu- 
führen. 

Der Wortlaut des Abkommens, das Schlußprotokoll zum Abkommen und 
eine Denkschrift zum Abkommen sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 482. Sitzung am 8. Februar 1 980 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 
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Bonn, den 1 1 . Februar 1 980 


Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 7. April 1977 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Fürstentum Liechtenstein 
über Soziale Sicherheit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Deni in Vaduz am 7. April 1977 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Fürstentum Liechtenstein über Soziale 
Sicherheit wird zugestimmt. Das Abkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 26 Abs. 2 in Kraft tritt ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da durch das 
Vertragsgesetz in Verbindung mit dem Abkommen 
das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden gere- 
gelt wird. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch im Land Berlin gelten; das 
Gesetz enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfor- 
dernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkom- 
men nach seinem Artikel 26 Abs. 2 in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten 
belastet. Dies gilt auch für das Kindergeld, da eine 
geringfügige Mehrbelastung durch Entlastung in 
ungefähr gleicher Höhe ausgeglichen wird. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Fürstentum Liechtenstein 
über Soziale Sicherheit 


Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
und 

Seine Durchlaucht 

der Regierende Fürst von und zu Liechtenstein 

in dem Wunsche, die Beziehungen der beiden Staaten 
zueinander im Bereiche der Sozialen Sicherheit zu fördern, 

sind übereingekommen, ein Abkommen zu schließen, 

und haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Kurt Laqueur, 

Geschäftsträger der Bundesrepublik Deutschland a. i. 
Seine Durchlaucht 

der Regierende Fürst von und zu Liechtenstein 
Herrn Dr. Walter Kieber, 

Regierungschef des Fürstentums Liechtenstein. 

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer in guter 
und gehöriger Form befundenen Vollmachten folgendes ver- 
einbart; 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

ln diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke 

1. „Gebiet" 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
den Geltungsbereich des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland, 
in bezug auf das Fürstentum Liechtenstein 
das Fürstentum Liechtenstein; 

2. „Staatsangehöriger" 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

einen Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die 

Bundesrepublik Deutschland, 

in bezug auf das Fürstentum Liechtenstein 

dessen Landesbürger; 

3. „Rechtsvorschriften" 

die Gesetze, Verordnungen und Satzungen, die sich auf 
in Artikel 2 Absatz 1 bezeichnete Zweige der Sozialen 
Sicherheit beziehen; 

4. „zuständige Behörde" 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
den Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
in bezug auf das Fürstentum Liechtenstein 
die Regierung des Fürstentums Liechtenstein; 


5. „Grenzgänger" 

Staatsangehörige eines Vertragsstaates, die sich im 
Gebiet des einen Vertragsstaates oder eines dritten Staa- 
tes gewöhnlich aufhalten und im Gebiet des anderen 
Vertragsstaates einer regelmäßigen Beschäftigung nach- 
gehen; 

6. „Träger" 

die Einrichtung oder die Behörde, der die Durchführung 
in Artikel 2 Absatz 1 bezeichneter Rechtsvorschriften 
obliegt; 

7. „zuständiger Träger" 

den nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften 
zuständigen Träger; 

8. „Beschäftigung" 

eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne der anzu- 
wendenden Rechtsvorschriften; 

9. „Beitragszeit" 

eine Zeit, für die nach den Rechtsvorschriften eines Ver- 
tragsstaates Beiträge entrichtet sind oder als entrichtet 
gelten; 

10. „gleichgestellte Zeit" 

eine Zeit, soweit sie einer Beitragszeit gleichsteht; 

11. „Versicherungszeiten" 

Beitragszeiten und gleichgestellte Zeiten; 

12. „Geldleistung" oder „Rente" 

eine Geldleistung oder Rente einschließlich aller 
Zuschläge, Zuschüsse und Erhöhungen; 

13. „Familienbeihilfen" 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Kindergeld, 

in bezug auf das Fürstentum Liechtenstein 
die Familienzulagen. 

Artikel 2 

(1) Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, 
bezieht es sich 

1. auf die deutschen Rechtsvorschriften über 

a) die Rentenversicherung und die hüttenknappschaftli- 
che Zusatzversicherung, 

b) die Altershilfe für Landwirte, 

c) das Kindergeld; 

2. auf die liechtensteinischen Rechtsvorschriften über 

a) die Alters- und Hinterlassenenversicherung, 

b) die Invalidenversicherung, 

c) die Familienzulagen. 

(2) Soweit sie nicht Versicherungslastregelungen enthalten, 
finden bei Anwendung dieses Abkommens für beide Ver- 
tragsstaaten die Rechtsvorschriften keine Anwendung, die 
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sich für sie oder für einen von ihnen aus zwischenstaatlichen 
Verträgen oder aus überstaatlichem Recht ergeben oder zur 
Ausführung dieser zwischenstaatlichen Verträge oder dieses 
überstaatlichen Rechts dienen. 

Artikel 3 

Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, gilt es 
für die Staatsangehörigen der Vertragsstaaten sowie für ihre 
Angehörigen und Hinterbliebenen, soweit diese ihre Rechte 
von einem Staatsangehörigen ableiten. 

Artikel 4 

Die in Artikel 3 genannten Personen stehen in ihren Rech- 
ten und Pflichten aus den Rechtsvorschriften der Vertrags- 
staaten einander gleich, soweit dieses Abkommen nichts 
anderes bestimmt. 

Artikel 5 

(1) Die Versicherungspflicht von Arbeitnehmern richtet 
sich, soweit die Artikel 6 und 7 nichts anderes bestimmen, 
nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates, in dessen 
Gebiet sie beschäftigt sind. Für die Pflichtversicherung von 
Personen, die keine Beschäftigung ausüben, gelten die Rechts- 
vorschriften des Vertragsstaates, in dessen Gebiet sie sich 
gewöhnlich aufhalten. Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 sowie die 
Artikel 6 bis 8 des Abkommens gelten für die Anwendung 
der Rechtsvorschriften über Familienbeihilfen sinngemäß. 

(2) Für die Versicherungspflicht und die Bemessung der 
Beiträge von Personen, auf die nach Absatz 1 die Rechtsvor- 
schriften beider Vertragsstaaten anzuwenden sind, berück- 
sichtigt jeder Vertragsstaat nur das in seinem Gebiet erzielte 
Einkommen. 

Artikel 6 

Wird ein Arbeitnehmer von einem Unternehmen mit Sitz 
im Gebiet des einen Vertragsstaates für Rechnung dieses 
Unternehmens vorübergehend zur Arbeitsleistung in das 
Gebiet des anderen Vertragsstaates entsandt, so gelten für die 
Dauer der Beschäftigung im Gebiet des zweiten Vertragsstaa- 
tes in bezug auf die Versicherungspflicht die Rechtsvorschrif- 
ten des ersten Vertragsstaates, als wäre er in dessen Gebiet 
beschäftigt. 

Artikel 7 

(1) Wird ein Staatsangehöriger eines Vertragsstaates von 
diesem oder einem Mitglied oder einem Bediensteten einer 
amtlichen Vertretung dieses Vertragsstaates im Gebiet des 
anderen Vertragsstaates beschäftigt, so gelten für die Dauer 
der Beschäftigung in bezug auf die Versicherungspflicht die 
Rechtsvorschriften des ersten Vertragsstaates so, als wäre er 
in dessen Gebiet beschäftigt 

(2) Hat sich ein in Absatz 1 genannter Arbeitnehmer vor 
Beginn der Beschäftigung gewöhnlich in dem Beschäftigungs- 
land aufgehalten, so kann er binnen drei Monaten nach 
Beginn der Beschäftigung in bezug auf die Versicherungs- 
pflicht die Anwendung der Rechtsvorschriften des Beschäfti- 
gungslandes wählen. Die Wahl ist gegenüber dem Arbeitge- 
ber zu erklären. Die gewählten Rechtsvorschriften gelten 
vom Tage der Erklärung ab. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für in Absatz 1 
genannte Arbeitnehmer, die von einem anderen öffentlichen 
Arbeitgeber beschäftigt werden. 

(4) Werden Personen, die nicht Staatsangehörige eines Ver- 
tragsstaates sind, von einem Vertragsstaat oder einem Mit- 
glied oder einem Bediensteten einer amtlichen Vertretung 
dieses Vertragsstaates im Gebiet des anderen Vertragsstaates 
beschäftigt, so gelten in bezug auf die Versicherungspflicht 
dessen Rechtsvorschriften. 


Artikel 8 

Auf gemeinsamen Antrag des Arbeitnehmers und des 
Arbeitgebers kann die zuständige Behörde des Vertragsstaa- 
tes, dessen Rechtsvorschriften nach den Artikeln 5 bis 7 
anzuwenden wären, die Befreiung von diesen Rechtsvor- 
schriften zulassen, wenn die in Betracht kommende Person 
den Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates unter- 
stellt wird. Bei der Entscheidung ist auf die Art und die 
Umstände der Beschäftigung Bedacht zu nehmen. Vor der 
Enscheidung ist der zuständigen Behörde des anderen Ver- 
tragsstaates Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 


Abschnitt II 
Rentenversicherung 

Artikel 9 

Für den deutschen Träger gilt folgendes: 

1. Sind nach den deutschen Rechtsvorschriften für den 
Erwerb von Leistungsansprüchen anrechnungsfähige 
Versicherungszeiten von mindestens zwölf Kalendermo- 
naten vorhanden, so werden für den Erwerb des Leistungs- 
anspruchs nach den deutschen Rechtsvorschriften auch 
die nach den liechtensteinischen Rechtsvorschriften 
anrechnungsfähigen Versicherungszeiten berücksichtigt, 
soweit sie nicht auf dieselbe Zeit entfallen. 

2. Ist die Wartezeit nach den deutschen Rechtsvorschriften 
nur unter Anwendung der Nummer 1 erfüllt, so wird der 
Kinderzuschuß zur Hälfte gewährt. 

3. Nach den liechtensteinischen Rechtsvorschriften zurück- 
gelegte Beitragszeiten werden nach den Nummer 1 in 
der deutschen knappschaftlichen Rentenversicherung 
berücksichtigt, wenn sie in bergbaulichen Betrieben unter 
Tage zurückgelegt sind. Ist nach den deutschen Rechtsvor- 
schriften Voraussetzung für den Anspruch, daß ständige 
Arbeiten unter Tage oder diesen gleichgestellte Arbeiten 
verrichtet sind, so werden auch die nach den liechtenstei- 
nischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Beitragszei- 
ten berücksichtigt, soweit während dieser Zeiten solche 
Arbeiten verrichtet wurden. Dies gilt nicht für die Gewäh- 
rung des Leitungszuschlages. Die Zurechnungszeit ist nur 
dann in der knappschaftlichen Rentenversicherung anzu- 
rechnen, wenn der letzte deutsche Beitrag vor Eintritt des 
Versicherungsfalles an die knappschaftliche Rentenversi- 
cherung entrichtet worden ist. 

4. Für die Anrechnung von Ausfallzeiten, die nicht pauschal 
gewährt werden, und Zurechnungszeiten nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften stehen der Eintritt in die Versi- 
cherung und die Beitragszeiten nach den liechtensteini- 
schen Rechtsvorschriften dem Eintritt in die Versiche- 
rung und den Beitragszeiten nach den deutschen Rechts- 
vorschriften gleich, soweit während dieser Zeiten eine 
Beschäftigung ausgeübt wurde. Für die Anrechnung von 
Zeiten einer Lehrzeit, einer Schul-, Fachschul- oder Hoch- 
schulausbildung ist ferner erforderlich, daß ein Pflicht- 
beitrag nach den deutschen Rechtsvorschriften anrech- 
nungsfähig ist. 

5. Sind die Voraussetzungen für den Rentenanspruch nur 
unter Anwendung der Nummer 1 erfüllt, so wird der auf 
die Zurechnungszeit entfallende Rententeil zur Hälfte 
gewährt. 

6. Der für das vorgezogene Altersruhegeld nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften vorausgesetzten Beschäftigung 
oder Tätigkeit stehen Beitragszeiten nach den liechten- 
steinischen Rechtsvorschriften gleich, soweit während 
dieser Zeiten eine Beschäftigung ausgeübt wurde. 
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Artikel 10 

Für den liechtensteinischen Träger gilt folgendes: 

Soweit nach den liechtensteinischen Rechtsvorschriften der 
Anspruch auf ordentliche Renten und deren Gewährung 
vom Bestehen eines Versicherungsverhältnisses abhängig ist, 
gelten als Versicherte im Sinne dieser Rechtsvorschriften 
auch deutsche Staatsangehörige, wenn sie 

a) den Rentenanspruch vor Verlassen des Fürstentums 
Liechtenstein erworben hatten oder 

b) im Zeitpunkt des Versicherungsfalles nach den liechten- 
steinischen Rechtsvorschriften der deutschen Rentenver- 
sicherung angehören oder 

c) als Grenzgänger im Fürstentum Liechtenstein beschäftigt 
waren und in den drei Jahren, die dem Eintritt des Versi- 
cherungsfalles nach den liechtensteinischen Rechtsvor- 
schriften unmittelbar vorangehen, für mindestens zwölf 
Monate Beiträge nach den liechtensteinischen Rechtsvor- 
schriften entrichtet haben. 

Artikel 11 

Deutsche Staatsangehörige sowie ihre Angehörigen und 
Hinterbliebenen im Sinne des Artikels 3 haben Anspruch auf 
außerordentliche Renten nach den liechtensteinischen 
Rechtsvorschriften, wenn sie im Fürstentum Liechtenstein 
ihren Wohnsitz haben und sich dort unmittelbar vor dem 
Monat, von dem an die Rente beantragt wird, im Falle einer 
Altersrente zehn Jahre und im Falle einer Invalidenrente, 
einer Hinterlassenenrente oder der sie ablösenden Altersren- 
ten fünf Jahre ununterbrochen aufgehallen haben. 

Abschnitt III 
Familienbeihilfen 

Artikel 12 

(1) Eine in Artikel 3 genannte Person, die in einem Ver- 
tragsstaat eine selbständige oder unselbständige Erwerbstä- 
tigkeit ausübt, hat nach dessen Rechtsvorschriften auch dann 
Anspruch auf Familienbeihilfen, wenn sie ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im anderen Vertragsstaat hat, 
sofern diese Erwerbstätigkeit nicht gegen bestehende Vor- 
schriften über die Beschäftigung ausländischer Arbeitneh- 
mer verstößt Satz 1 gilt auch, wenn die Person nach Beendi- 
gung ihrer Erwerbstätigkeit im ersten Vertragsstaat nach 
dessen Rechtsvorschriften Geldleistungen der Krankenversi- 
cherung wegen vorübergehender Arbeitsunfähigkeit oder 
Leistungen der Arbeitslosenversicherung erhält 

(2) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Verlragsstaates 
der Anspruch auf Familienbeihilfen davon abhängig, daß die 
Kinder im Gebiet dieses Vertragsstaates ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben, so werden Kinder der in 
Absatz 1 genannten Person, die sich im Gebiet des anderen 
Vertragsstaates gewöhnlich aufhalten, so berücksichtigt als 
hätten sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 
Gebiet des ersten Vertragsstaates. 

Artikel 13 

(l)Eine in Artikel 3 genannte Person, für die während eines 
Kalendermonats nacheinander die Rechtsvorschriften des 
einen und des anderen Vertragsstaates gelten, hat Anspruch 
auf Familienbeihilfen nach den Rechtsvorschriften des zwei- 
ten Vertragsstaates erst vom folgenden Monat an. Die Fami- 
lienbeihilfen werden bis zum Ende des Monats gewährt, in 
dem die Anspruchsvoraussetzungen wegfallen. Die Rechts- 
vorschriften über die Gewährung der Geburtszulage bleiben 
unberührt. 


(2) Ist ein Anspruch auf Familienbeihilfen für ein Kind 
nach den Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten, gegebe- 
nenfalls unter Berücksichtigung des Abkommens, gegeben, 
wobei Ausschlußvorschriflen zur Vermeidung solcher dop- 
pelter Ansprüche unberücksichtigt bleiben, so werden Fami- 
lienbeihilfen nach den Rechtsvorschriften des Verlragsslaa- 
tes gewährt, die nach Artikel 5 Absatz 1 Satz 3 aufgrund der 
Beschäftigung des Berechtigten anzuwenden sind. Wären 
danach die Rechtsvorschriften beider Vertragsstaalen anzu- 
wenden, so werden die Familienbeihilfen nach den Rechts- 
vorschriften des Vertragsstaates gewährt, in dessen Gebiet 
sich das Kind gewöhnlich aufhält. Die Gewährung ergänzen- 
der Leistungen nach den Rechtsvorschriften des anderen 
Vertragsstaales wird hierdurch nicht ausgeschlossen. 

Abschnitt IV 

Verschiedene Bestimmungen 

Kapitel 1 

Amtshilfe und Rechtshilfe 

Artikel 14 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern, Behörden und 
Gerichte der Vertragsstaaten leisten einander bei Durchfüh- 
rung der in Artikel 2 Absatz 1 bezeichneten Rechtsvorschrif- 
ten und dieses Abkommens gegenseitige Hilfe, als wendeten 
sie die für sie gellenden Rechtsvorschriften an. Die Hilfe ist 
kostenlos; Barauslagen, mit Ausnahme der Portokosten, wer- 
den erstattet. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für ärztliche Untersuchungen. 
Die Kosten für die Untersuchungen, die Reisekosten, der Ver- 
dienstausfall, die Kosten für Unterbringung zur Beobachtung 
und sonstige Barauslagen, mit Ausnahme der Portokosten, 
werden von der ersuchenden Stelle erstattet. Die Kosten wer- 
den nicht erstattet, wenn die ärztliche Untersuchung im 
Interesse der zuständigen Träger beider Vertragsstaaten 
liegt. 

Artikel 15 

(1) Sind Urkunden oder sonstige Schriftstücke, die bei einer 
der in Artikel 14 Absatz 1 genannten Stellen eines Vertrags- 
staates vorzulegen sind, ganz oder teilweise von Steuern oder 
Gebühren einschließlich Konsulargebühren und Verwal- 
tungsabgaben befreit, so erstreckt sich diese Befreiung auch 
auf Urkunden oder sonstige Schriftstücke, die bei Durchfüh- 
rung der in Artikel 2 Absatz 1 bezeichneten Rechtsvorschrif- 
ten und dieses Abkommens einer entsprechenden Stelle des 
anderen Vertragsstaates vorzulegen sind. 

(2) Urkunden, die bei Durchführung der in Artikel 2 
Absatz 1 bezeichneten Rechtsvorschriften und dieses 
Abkommens einer der in Artikel 14 Absatz 1 genannten Stel- 
len eines Vertragsstaates vorzulegen sind, bedürfen zur Ver- 
wendung gegenüber Stellen des anderen Vertragsstaates kei- 
ner Legalisation oder einer anderen entsprechenden Förm- 
lichkeit. 

Artikel 16 

Die in Artikel 14 Absatz 1 genannten Stellen können bei 
Durchführung der in Artikel 2 Absatz 1 bezeichneten 
Rechtsvorschriften und dieses Abkommens unmittelbar mit- 
einander und mit den beteiligten Personen und deren Vertre- 
tern verkehren. Urteile, Bescheide oder sonstige Schriftstücke 
können einer Person, die sich im Gebiet des anderen Ver- 
tragsstaates aufhält, unmittelbar durch eingeschriebenen 
Brief mit Rückschein zugestellt werden. 


8 



Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode DfUCksach© 8/3656 


Kapitel 2 

Durchführung und Auslegung des Abkommens 

Artikel 17 

(1) Die zuständigen Behörden können die zur Durchfüh- 
rung des Abkommens notwendigen Verwaltungsmaßnah- 
men vereinbaren. Sie unterrichten einander über Änderun- 
gen und Ergänzungen der für sie geltenden, in Artikel 2 
Absatz 1 bezeichneten Rechtsvorschriften. 

(2) Zur Durchführung des Abkommens werden hiermit 
Verbindungsstellen eingerichtet. Diese sind 

in der Bundesrepublik Deutschland 
für die Rentenversicherung der Arbeiter 
die Landesversicherungsanstalt Baden, Karlsruhe, 

für die Rentenversicherung der Angestellten 

die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, 

für die knappschaftliche Rentenversicherung 
die Bundesknappschaft, Bochum, 

für die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 
die Landesversicherungsanstalt für das Saarland, Saar- 
brücken, 

für die Familienbeihilfen 

die Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg; 

im Fürstentum Liechtenstein 
für die Alters- und Hinterlassenenversicherung 
die Anstalt „Liechtensteinische Alters- und Hinterlasse- 
nenversicherung“, 

für die Invalidenversicherung 

die Anstalt „Liechtensteinische Invalidenversicherung", 
für die Familienbeihilfen 

die Anstalt „Liechtensteinische Familienausgleichskasse“. 

(3) Die deutsche Verbindungsstelle für die Rentenversiche- 
rung der Arbeiter ist, mit Ausnahme der Maßnahmen zur 
Erhaltung Besserung und Wiederherstellung der Erwerbsfä- 
higkeit, für die Gewährung der Leistungen aus der Renten- 
versicherung der Arbeiter zuständig wenn 

a) Leistungen in Anwendung dieses Abkommens in Betracht 
kommen oder 

b) Leistungen in Anwendung dieses Abkommens nicht in 
Betracht kommen, der Berechtigte sich jedoch gewöhnlich 
im Fürstentum Liechtenstein aufhält, 

soweit nicht die Bundesbahnversicherungsanstalt oder die 
Seekasse zuständig ist. 


Artikel 18 

(1) Ist der Antrag auf eine Leistung nach den Rechtsvor- 
schriften eines Vertragsstaates bei einer Stelle im anderen 
Vertragsstaat gestellt worden, die für die Annahme des 
Antrags auf eine entsprechende Leistung nach den für sie gel- 
tenden Rechtsvorschriften zugelassen ist, so gilt der Antrag 
als bei dem zuständigen Träger gestellt. Dies gilt für sonstige 
Anträge sowie für Erklärungen und Rechtsbehelfe entspre- 
chend. 

(2) Ein bei einer zuständigen Stelle im Gebiet des einen Ver- 
tragsstaates gestellter Antrag auf eine Rente nach den 
Rechtsvorschriften dieses Vertragsstaates gilt auch als 
Antrag auf eine entsprechende Leistung nach den Rechtsvor- 
schriften des anderen Vertragsstaates, die unter Berücksich- 
tigung dieses Abkommens in Betracht kommt; dies gilt nicht, 
wenn der Antragsteller erklärt, daß die Feststellung einer 
nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates in 
Betracht kommenden Leistung bei Alter aufgeschoben wird. 


Artikel 19 

(1) Hat eine Person, der nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates Leistungen für einen Schaden zustehen, der 
im Gebiet des anderen Vertragsstaates eingetreten ist, nach 
dessen Vorschriften gegen einen Dritten Anspruch auf Ersatz 
des Schadens, so geht der Ersatzanspruch auf den Träger des 
ersten Vertragsstaates nach den für ihn geltenden Rechtsvor- 
schriften über. 

(2) Stehen Ersatzansprüche hinsichtlich gleichartiger Lei- 
stungen aus demselben Schadensfall sowohl einem Träger 
des einen Vertragsstaates als auch einem Träger des anderen 
Vertragsstaates zu, so macht der Träger des einen Vertrags- 
staates auf Antrag des Trägers des anderen Vertragsstaates 
auch dessen Ersatzanspruch geltend. Der Dritte kann die 
Ansprüche der beiden Träger mit befreiender Wirkung 
durch Zahlung an den einen oder anderen T räger befriedigen. 
Im Innenverhältnis sind die Träger anteilig im Verhältnis der 
von ihnen zu erbringenden Leistungen ausgleichspflichtig. 

Artikel 20 

Geldleistungen können von einem Träger eines Vertrags- 
staates an eine Person, die sich im Gebiet des anderen Ver- 
tragsstaates aufhält, in dessen Währung mit befreiender Wir- 
kung erbracht werden. Im Verhältnis zwischen dem Träger 
und dem Berechtigten ist für die Umrechnung der Kurs des 
Tages maßgebend, der bei der Übermittlung der Geldleistung 
zugrunde gelegt worden ist 

Artikel 21 

(1) Hat der Träger eines Vertragsstaates einen Vorschuß 
gezahlt, so kann zu seinen Gunsten die auf denselben Zeit- 
raum entfallende Nachzahlung einer entsprechenden, nach 
den Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates gewähr- 
ten Leistung einbehalten werden. 

(2) Soweit der Träger eines Vertragsstaates berechtigt ist, 
eine zu Unrecht gewährte Geldleistung zurückzufordern, 
kann zu seinen Gunsten der zurückzufordernde Betrag von 
der Nachzahlung einer entsprechenden Leistung einbehalten 
werden, die nach den Rechtsvorschriften des anderen Ver- 
tragsstaates gewährt wird. Der zurückzufordernde Betrag 
kann auch von einer laufenden Leistung einbehalten werden, 
soweit es die Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten 
zulassen. 

(3) Eine Einbehaltung ist nach den Absätzen 1 und 2 nur 
zulässig, soweit sie anderweitig nicht möglich ist. 

Artikel 22 

(1) Streitigkeiten zwischen den beiden Vertragsstaaten 
über die Auslegung oder Anwendung des Abkommens sol- 
len, soweit möglich, durch die zuständigen Behörden beige- 
legt werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beigelegt 
werden, so wird sie auf Verlangen eines Vertragsstaates 
einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder 
sich auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann 
einigen, der von den Regierungen beider Vertragsstaaten 
bestellt wird. Die Mitglieder werden innerhalb von zwei 
Monaten, der Obmann innerhalb von drei Monaten bestellt, 
nachdem der eine Vertragsstaat dem anderen mitgeteilt hat, 
daß er die Streitigkeit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht einge- 
halten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung 
jeder Vertragsstaat den Präsidenten des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte bitten, die erforderlichen 
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Ernennungen vorzunehmen. Ist der Präsident Staatsangehö- 
riger eines Vertragsstaates oder ist er aus einem anderen 
Grund verhindert, so soll der Vizepräsident die Ernennung 
vornehmen. Ist auch der Vizepräsident Staatsangehöriger 
eines Vertragsstaates oder ist auch er verhindert, so soll das 
im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofes, das nicht 
Staatsangehöriger eines Vertragsstaates ist, die Ernennungen 
vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit 
aufgrund der zwischen den Parteien bestehenden Verträge 
und des allgemeinen Völkerrechts. Seine Entscheidungen 
sind bindend. Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten seines Mit- 
glieds sowie seiner Vertretung in dem Verfahren vor dem 
Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie die sonstigen 
Kosten werden von den Vertragsstaaten zu gleichen Teilen 
getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere Kostenrege- 
lung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein Ver- 
fahren selbst. 


Abschnitt V 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 23 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf 
Zahlung von Leistungen für die Zeit vor seinem Inkrafttreten. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens werden auch die 
vor seinem Inkrafttreten nach den Rechtsvorschriften der 
Vertragsstaaten gegebenen erheblichen Tatsachen berück- 
sichtigt. 

(3) Frühere Entscheidungen stehen der Anwendung des 
Abkommens nicht entgegen. 

(4) Renten, die vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens 
festgestellt sind, können unter dessen Berücksichtigung auch 
von Amts wegen neu festgestellt werden. In diesen Fällen gilt 
unbeschadet des Artikels 18 Absatz 2 der Tag, an dem der 


Träger das Verfahren einleitet, als Tag der Antragstellung 
nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates. 

(5) Eine Rente wird in Höhe des am Tage vor Inkrafttreten 
dieses Abkommens zustehenden Betrages festgestellt, wenn 
die Neufeststellung nach Absatz 4 zu keinem oder einem 
niedrigeren Zahlbetrag führen würde. 

Artikel 24 

Das beiliegende Schlußprotokoll ist Bestandteil dieses 
Abkommens. 

Artikel 25 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegen- 
über der Regierung des Fürstentums Liechtenstein innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Abkommens 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 26 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifika- 
tionsurkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausge- 
tauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten 
Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die Ratifi- 
kationsurkunden ausgetauscht werden. 

Artikel 27 

( 1 ) Dieses Abkommen bleibt bis zum Ende des Kalenderjah- 
res nach Ablauf des Jahres in Kraft, in dem es von einem Ver- 
tragsstaat schriftlich gegenüber dem anderen Vertragsstaat 
gekündigt wird. 

(2) Tritt das Abkommen infolge Kündigung außer Kraft, so 
gelten seine Bestimmungen für die bis dahin erworbenen Lei- 
stungsansprüche weiter; einschränkende Rechtsvorschriften 
über den Ausschluß eines Anspruchs oder das Ruhen oder 
die Entziehung von Leistungen wegen des Aufenthaltes im 
Ausland bleiben für diese Ansprüche unberücksichtigt. 


Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses 
Abkommen unterzeichnet und mit Siegeln versehen. 

Geschehen zu Vaduz am 7. April 1977 in zwei Urschriften. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Laqueur 

Für das Fürstentum Liechtenstein 
Dr. Kieber 
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Schlußprotokoll 

zum Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Fürstentum Liechtenstein 
über Soziale Sicherheit 


Bei Unterzeichnung des heute zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und dem Fürstentum Liechtenstein 
geschlossenen Abkommens über Soziale Sicherheit erklärten 
die Bevollmächtigten beider Vertragsstaaten, daß Einver- 
ständnis über folgendes besteht; 

1. Zu Artikel 2 des Abkommens; 

Sind außer den Voraussetzungen für die Anwendung des 
Abkommens auch die Voraussetzungen für die Anwen- 
dung eines anderen Abkommens oder einer überstaatli- 
chen Regelung erfüllt, so läßt der deutsche Träger bei 
Anwendung des Abkommens das andere Abkommen 
oder die überstaatliche Regelung unberücksichtigt, 
soweit diese nichts anderes bestimmen. 

2. Zu Artikel 3 des Abkommens: 

Das Abkommen gilt auch für Flüchtlinge im Sinne des 
Artikels 1 des Abkommens vom 28. Juli 1951 über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge und des Protokolls vom 
31. Januar 1967 zu diesem Abkommen sowie für Staaten- 
lose im Sinne des Artikels 1 des Übereinkommens vom 
28. September 1954 über die Rechtsstellung der Staaten- 
losen, wenn sich diese Personen im Gebiet eines Ver- 
tragsstaates gewöhnlich aufhalten. Es gilt unter dersel- 
ben Voraussetzung auch für ihre Angehörigen und Hin- 
terbliebenen, soweit sie ihre Rechte von diesen Flücht- 
lingen oder Staatenlosen ableiten. 

3. Zu Artikel 4 des Abkommens: 

a) Bei Anwendung des Abkommens stehen die in der 
vorstehenden Nummer 2 genannten Personen bezüg- 
lich der Rechtsvorschriften jedes Vertragsstaates den 
Angehörigen des Vertragssaates gleich, in dessen 
Gebiet sie sich gewöhnlich aufhalten. Günstigere 
innerstaatliche Rechtsvorschriften bleiben unbe- 
rührt. 

b) Versicherungslastregelungen in zwischenstaatlichen 
Verträgen bleiben unberührt. 

c) Liechtensteinische Staatsangehörige, die sich 
gewöhnlich außerhalb des Gebietes des Bundesrepu- 
blik Deutschland aufhalten, sowie die in der vorste- 
henden Nummer 2 Satz 1 genannten Personen mit 
gewöhnlichem Aufenthalt im Gebiet des Fürsten- 
tums Liechtenstein sind zur freiwilligen Versiche- 
rung in der deutschen Rentenversicherung berech- 
tigt, wenn sie zu dieser mindestens einen Beitrag 
wirksam entrichtet haben. 

d) Ist nach den deutschen Rechtsvorschriften für das 
Recht auf freiwillige Versicherung Voraussetzung, 
daß Beiträge zur deutschen Rentenversicherung ent- 


richtet sind, so werden auch die nach den liechtenstei- 
nischen Rechtsvorschriften entrichteten Beiträge 
berücksichtigt, wenn mindestens ein Beitrag zur deut- 
schen Rentenversicherung wirksam entrichtet ist. 

e) Der Anspruch deutscher Staatsangehöriger, ihrer 
Angehörigen und Hinterbliebenen im Sinne des Arti- 
kels 3 des Abkommens sowei der in der vorstehenden 
Nummer 2 genannten Personen mit gewöhnlichem 
Aufenthalt im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf ordentliche Renten aus der liechtensteini- 
schen Invalidenversicherung hängt davon ab, daß bei 
Eintritt der Invalidität während insgesamt minde- 
stens fünf vollen Jahren Beiträge entrichtet worden 
sind. 

f) Artikel 4 des Abkommens gilt nicht für die liechten- 
steinischen Rechtsvorschriften über den Beitritt zur 
freiwilligen Versicherung der im Ausland niederge- 
lassenen liechtensteinischen Staatsangehörigen 
sowie über die Fürsorgeleistungen für die im Ausland 
wohnhaften invaliden liechtensteinischen Staatsan- 
gehörigen. 

g) Die liechtensteinischen Rechtsvorschriften hinsicht- 
lich des Anspruchs auf Hilflosenentschädigung aus 
der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversiche- 
rung bleiben unberührt. 

h) Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates, die die Mit- 
wirkung der Versicherten und der Arbeitgeber in 
den Organen der Selbstverwaltung der Träger und 
der Verbände sowie in der Rechtssprechung der 
Sozialen Sicherheit gewährleisten, bleiben unberührt. 

i) Artikel 4 des Abkommens gilt entsprechend für die 
Zahlung von Geldleistungen aus der deutschen 
Unfallversicherung an Berechtigte, die sich als liech- 
tensteinische Staatsangehörige oder deren Angehö- 
rige oder Hinterbliebene im Sinne des Artikels 3 des 
Abkommens im Gebiet des Fürstentums Liechten- 
stein gewöhnlich aufhalten, sofern entsprechende 
liechtensteinische Geldleistungen an Berechtigte 
erbracht werden, die sich als deutsche Staatsangehö- 
rige oder deren Angehörige oder Hinterbliebene im 
Sinne des Artikels 3 des Abkommens im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland gewöhnlich aufhalten. 
Dies gilt entsprechend für in der vorstehenden Num- 
mer 2 genannte Personen, die sich im Gebiet des Für- 
stentums Liechtenstein gewöhnlich aufhalten, sofern 
entsprechende liechtensteinische Geldleistungen an 
in der Nummer 2 genannte Personen erbracht wer- 
den, die sich im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land gewöhnlich aufhalten. 
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j) Artikel 4 des Abkommens gilt nicht für Renten, die 
deutsche Versicherungsträger nach ihrem Ermessen 
zahlen können. 

k) Artikel 4 gilt bei Anwendung der deutschen Vor- 
schriften, nach denen aufgrund von Arbeitsunfällen 
{Berufskrankheiten! die außerhalb des Gebiets der 
Bundesrepublik Deutschland eingetreten sind, und 
bei Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften, 
nach denen aufgrund von Zeiten, die außerhalb dieses 
Gebiets zurückgelegt sind, Renten nur bei besonderen 
Voraussetzungen gezahlt werden, für liechtensteini- 
sche Staatsangehörige sowie deren Angehörige und 
Hinterbliebene im Sinne des Artikels 3 des Abkom- 
mens, solange sie sich im Gebiet des Fürstentums 
Liechtenstein gewöhnlich aufhalten. 

4. Zu Artikel 5 des Abkommens: 

Die Artikel 5, 6 und 8 des Abkommens gelten entspre- 
chend für Personen, die nach in Artikel 2 Absatz 1 
bezeichneten Rechtsvorschriften wie Arbeitnehmer ver- 
sichert sind. 

5. Zu den Artikeln 6 bis 8 des Abkommens: 

Soweit nach den Artikeln 6 bis 8 des Abkommens ein 
Arbeitnehmer nicht den Rechtsvorschriften des Ver- 
tragsstaates unterliegt, in dessen Gebiet er beschäftigt ist, 
finden auf ihn und seinen Arbeitgeber auch die Vor- 
schriften dieses Vertragsstaates über die Beiträge, Umla- 
gen und Leistungen nach den Regelungen über Arbeits- 
förderung und Arbeitslosenversicherung keine Anwen- 
dung. 

6. Zu Artikel 7 des Abkommens: 

Die Frist nach Absatz 2 beginnt für Personen, die am 
Tage des Inkrafttretens des Abkommens beschäftigt 
sind, mit diesem Tage. 

7. Zu Artikel 8 des Abkommens: 

Ist der Arbeitnehmer nicht im Gebiet des Vertragsstaa- 
tes beschäftigt, dessen Rechtsvorschriften er unterstellt 
wird, so gilt er als an dem Ort beschäftigt, an dem er 
zuletzt vorher beschäftigt war. War er vorher nicht in 
dessen Gebiet beschäftigt, so gilt er als an dem Ort 
beschäftigt, an dem die zuständige Behörde dieses Ver- 
tragsstaates ihren Sitz hat. 

8. Zu Artikel 9 des Abkommens: 

a) Artikel 9 Nummer 1 des Abkommens gilt entspre- 
chend auch für Leistungen zur Rehabilitation, auf die 
Anspruch besteht oder deren Gewährung im Ermes- 
sen der Träger der deutschen Rentenversicherung 
liegt, mit der Maßgabe, daß die Beitragszeiten nach 
den liechtensteinischen Rechtsvorschriften, soweit 
während dieser Zeiten eine Beschäftigung ausgeübt 
wurde, für die Prüfung, ob im Zeitpunkt der Antrag- 
stellung in den vorausgegangenen 24 Kalendermona- 
ten mindestens für sechs Kalendermonate Beiträge 
aufgrund einer versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit entrichtet worden sind, berück- 
sichtigt werden, wenn dafür eine nach den deutschen 
Rechtsvorschriften anrechnungsfähige Versiche- 
rungszeit von mindestens einem Monat vorhanden 
ist. 

b) Bergbauliche Betriebe im Sinne des Artikels 9 Num- 
mer 3 des Abkommens sind Betriebe, in denen Mine- 
ralien oder ähnliche Stoffe bergmännisch oder Steine 
und Erden überwiegend unterirdisch gewonnen wer- 
den. 

c) Artikel 9 Nummern 2 und 5 des Abkommens gilt 
nicht bei Gewährung von Altersruhegeld, wenn die 
Wartezeit für eine Rente wegen Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit nach den deutschen Rechtsvor- 


schriften ohne Anwendung des Artikels 9 Nummer 1 
des Abkommens erfüllt ist. 

d) Artikel 9 Nummern 4 und 6 des Abkommens sowie 
die Bestimmung unter dem vorstehenden Buchstaben 
a gelten entsprechend für die nach den liechtensteini- 
schen Rechtsvorschriften zurückgelegten Zeiten, 
während derer eine selbständige Tätigkeit ausgeübt 
wurde, die versicherungspflichtig wäre, wenn die 
deutschen Rechtsvorschriften für sie gälten. In bezug 
auf Artikel 9 Nummer 4 des Abkommens gilt dies 
auch für nach dem 18. Oktober 1972 ausgeübte selb- 
ständige Tätigkeiten, die auf Antrag versicherungs- 
pflichtig wären. 

9. Zu Artikel 10 des Abkommens: 

(1) Als der deutschen Rentenversicherung im Sinne des 
Artikels 10 Buchstabe b des Abkommens angehörend 
gelten deutsche Staatsangehörige, 

a) wenn der Eintritt des Versicherungsfalles nach den 
liechtensteinischen Rechtsvorschriften in einen 
Monat fällt, für den ein Beitrag zur deutschen gesetz- 
lichen Rentenversicherung wirksam entrichtet wird, 
oder 

b) wenn der Eintritt des Versicherungsfalles nach den 
liechtensteinischen Rechtsvorschriften in eine Zeit 
fällt, die nach den deutschen Rechtsvorschriften eine 
Ausfallzeit ist, oder 

c) wenn sie eine Versichertenrente aus der deutschen 
Rentenversicherung beziehen oder Anspruch auf 
eine solche haben oder 

d) wenn Eingliederungsmaßnahmen gewährt werden. 

(2) Deutsche Staatsangehörige, die ihre Beschäftigung 
oder Tätigkeit im Fürstentum Liechtenstein infolge 
Unfalls oder Krankheit aufgeben müssen, gelten, solange 
sie Eingliederungsmaßnahmen der liechtensteinischen 
Invalidenversicherung erhalten oder im Fürstentum 
Liechtenstein verbleiben, für die Begründung des 
Anspruchs auf eine ordentliche Rente als nach den liech- 
tensteinischen Rechtsvorschriften versichert und unter- 
liegen der Beitragspflicht als Nichterwerbstätige. 

(3) Frauen deutscher Staatsangehörigkeit mit Wohnsitz 
in der Bundesrepublik Deutschland, die die sonstigen 
Voraussetzungen nach den liechtensteinischen Rechts- 
vorschriften für die Begründung des Anspruchs auf 
ordentliche Mutterwaisenrenten erfüllen, gelten für die- 
sen Anspruch als versichert. 

10. Zu Artikel 11 des Abkommens: 

Die Aufenthaltsdauer gilt als nicht unterbrochen, wenn 
das Gebiet des Fürstentums Liechtenstein während eines 
Kalenderjahres nicht länger als drei Monate verlassen 
wurde. Zeiten der Befreiung von der Versicherung nach 
den liechtensteinischen Rechtsvorschriften werden auf 
die Aufenthaltsdauer nicht angerechnet. 

11. Zu Abschnitt III des Abkommens: 

Die Vertragsstaaten werden Verhandlungen aufnehmen, 
um die Bestimmungen des Abschnitts III des Abkom- 
mens zu überprüfen, wenn sich für einen der Vertrags- 
staaten die Grundsätze wesentlich ändern, nach denen 
aufgrund zwischenstaatlicher Verträge oder überstaatli- 
chen Rechts Familienbeihilfen für Kinder gewährt wer- 
den, die in einem anderen Staat wohnen oder sich 
gewöhnlich aufhalten. 

12. Zu Abschnitt IV des Abkommens: 

Die Artikel 14, 15, 16 und 20 des Abkommens gelten ent- 
sprechend für die deutsche Unfallversicherung auch 
insoweit, als diese nicht in das Abkommen einbezogen 
ist. 
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13. Zu Artikel 17 des Abkommens: 

Abweichend von Artikel 17 Absatz 1 des Abkommens 
kann deutscherseits auch die Bundesanstalt für Arbeit 
die zur Duchführung des Abkommens notwendigen 
Verwaltungsmaßnahmen vereinbaren. 

14. Zu Artikel 23 des Abkommens: 

Ordentliche Renten der liechtensteinischen Alters- und 
Hinterlassenenversicherung werden nach diesem 

Geschehen zu Vaduz am 7. April 1977 in zwei Urschriften. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Laqueur 

Für das Fürstentum Liechtenstein 
Dr. Kieber 


Abkommen nur gewährt, wenn der Versicherungsfall 
nach dem 31. Dezember 1959 eingetreten ist und die Bei- 
träge nicht erstattet worden sind. 

15. Bei der Anwendung des Abkommens werden deutsche 
Rechtsvorschriften, soweit sie für Personen, die wegen 
ihrer politischen Haltung oder aus Gründen der Rasse, 
des Glaubens oder der Weltanschauung geschädigt wor- 
den sind, günstigere Regelungen enthalten, nicht berührt. 
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Denkschrift zum Abkommen 

Erstmals werden die Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland mit dem Fürstentum Liechtenstein im 
Bereich der sozialen Sicherheit durch ein Abkommen 
geregelt. Der sachliche Geltungsbereich dieses 
Abkommens umfaßt die Regelungen beider Staaten 
über die Rentenversicherung, die Familienbeihilfen 
und über die Altershilfe für Landwirte sowie die 
gegenseitige Zahlung von Geldleistungen aus der 
Unfallversicherung. Dabei begründet das Abkommen 
unter Wahrung des Grundsatzes der Gegenseitigkeit 
Rechte und Pflichten von Einwohnern beider Staaten 
in bezug auf die innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
über soziale Sicherheit im Rahmen des sachlichen Gel- 
tungsbereichs des Abkommens. Darüber hinaus 
gewinnt das Abkommen an Bedeutung, da es eine der 
Säulen des Übereinkommens vom 9. Dezember 1977 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland, dem Für- 
stentum Liechtenstein, der Republik Österreich und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft im Bereich 
der Sozialen Sicherheit ist. 

Artikel 1 enthält die Erläuterungen der in den nach- 
folgenden Bestimmungen wiederholt verwendeten 
Begriffe. Die Vorschrift soll die Anwendung des 
Abkommens erleichtern. 

Artikel 2 legt den sachlichen Geltungsbereich des 
Abkommens fest und nennt die in ihrer jeweils gelten- 
den Fassung zu berücksichtigenden innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften, auf die sich das Abkommen 
bezieht; im Bereich der Familienbeihilfen erstreckt 
sich das Abkommen auf das Kindergeld nach dem 
Bundeskindergeldgesetz sowie auf die Kinderzulage, 
die Ergänzungszulage und die Geburtszulage nach 
dem liechtensteinischen Gesetz über die Familienzu- 
lagen. Nach Artikel 2 Abs. 2 gehören zu diesen 
Rechtsvorschriften nicht die Vorschriften aus ande- 
ren zwischenstaatlichen Verträgen oder überstaatli- 
chem Recht eines der Staaten. In Nummer 1 des 
Schlußprotokolls ist klargestellt, daß bei Anwendung 
des Abkommens nicht gleichzeitig andere Abkom- 
men oder eine überstaatliche Regelung eines Ver- 
tragsstaates Anwendung finden. 

Artikel 3, der durch Nummer 2 des Schlußproto- 
kolls ergänzt wird, nennt die Personengruppen, für die 
das Abkommen gilt. 

Artikel 4 enthält den Grundsatz der Gleichbehand- 
lung der Staatsangehörigen beider Staaten. Das Recht 
auf Gleichbehandlung wird gemäß Nummer 3 Buch- 
stabe a des Schlußprotokolls auch bestimmten weite- 
ren Personengruppen zuerkannt. 

Zu Artikel 4 sind unter Nummer 3 des Schlußproto- 
kolls weitere ergänzende Regelungen enthalten. Zu 
Buchstabe i dieser Bestimmung hat die liechtensteini- 
sche Seite im Zusammenhang mit der Unterzeichnung 
des Abkommens mitgeteilt, daß Renten und Kapital- 
abfindungen aus der liechtensteinischen obligatori- 
schen Unfallversicherung an Berechtigte im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland uneingeschränkt 
gezahlt werden. 


Die Artikel 5 bis 8 enthalten, ergänzt durch die 
Nummern 4 bis 7 des Schlußprotokolls, die Vorschrif- 
ten darüber, ob im Einzelfall deutsches oder liechten- 
steinisches Recht gilt. Dadurch wird eine Doppelversi- 
cherung vermieden. 

Artikel 7, der durch Nummer 6 des Schlußproto- 
kolls ergänzt wird, berücksichtigt die Besonderheiten 
des bei den amtlichen Vertretungen der Vertragsstaa- 
ten beschäftigten Personals. 

Artikel 8 mit der Ergänzung durch Nummer 7 des 
Schlußprotokolls beruht auf der Erwägung, daß mitun- 
ter die auf Grund der Kollisionsnormen der Artikel 5 
bis 7 mehr oder weniger schematisch vorgenommene 
Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
im Einzelfall nicht zu einem befriedigenden Ergebnis 
führt. 

Nummer 5 des Schlußprotokolls zu den Artikeln 6 bis 
8 sieht vor, daß für den Bereich der Arbeitsförderung 
und Arbeitslosenversicherung hinsichtlich der Bei- 
träge, Umlagen und Leistungen ebenfalls die Vor- 
schriften des Vertragsstaates anzuwenden sind, des- 
sen Vorschriften der Arbeitnehmer für die übrigen 
von dem Abkommen erfaßten Bereiche unterstellt ist. 

Die Artikel 9 bis 11 in Verbindung mit den Num- 
mern 8 bis 10 des Schlußprotokolls enthalten die 
besonderen Regelungen für die Rentenversicherun- 
gen beider Staaten. 

Artikel9 in Verbindung mit Nummer 8 des Schluß- 
protokolls enthält die Regelungen, die für den deut- 
schenTrägergelten, während die Artikel 10 und 11 
in Verbindung mit den Nummern 9 und 10 des 
Schlußprotokolls für den liechtensteinischen Träger 
gelten. 

Nach Artikel 9 Nummer 1 und nach Nummer 8 
Buchstabe a des Schlußprotokolls werden die nach den 
liechtensteinischen Rechtsvorschriften anrechnungs- 
fähigen Versicherungszeiten für den Erwerb von Lei- 
stungsansprüchen in der deutschen Rentenversiche- 
rung und für Leistungen zur Rehabilitation, auch 
soweit deren Gewährung im Ermessen der deutschen 
Rentenversicherung liegt, nach Maßgabe dieser 
Bestimmungen berücksichtigt. 

Nach Artikel 10 in Verbindung mit Nummer 9 des 
Schlußprotokolls erhalten deutsche Staatsangehörige 
Leistungen aus der liechtensteinischen Rentenversi- 
cherung unter bestimmten Voraussetzungen auch 
dann, wenn sie beim Eintritt des Versicherungsfalles 
nicht nach liechtensteinischem Recht versichert sind. 

Nach Artikel 1 1 in Verbindung mit Nummer 10 des 
Schlußprotokolls haben unter den dort genannten 
Voraussetzungen deutsche Staatsangehörige sowie 
ihre Angehörigen und Hinterbliebenen Anspruch auf 
liechtensteinische außerordentliche Renten. 

Artikel 12 sieht die Leistung von Familienbeihilfen 
an Arbeitnehmer und selbständig Erwerbstätige vor. 
Grundsätzlich sollen die Familienbeihilfen nach den 
Rechtsvorschriften des Vertragsstaates gezahlt wer- 
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den, in dessen Gebiet die Erwerbstätigkeit ausgeübt 
wird (Artikel 12 Abs. 1 Satz 1, Artikel 5 Abs. 1 Satz 3). 
Hierbei ist unerheblich, in welchem der beiden Ver- 
tragsstaaten der Erwerbstätige und seine Kinder woh- 
nen (Artikel 12 Abs. 2). 

Den Erwerbstätigen werden Bezieher von Geldleistun- 
gen der Krankenversicherung und Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung nach Maßgabe der Vor- 
schrift gleichgestellt (Artikel 12 Abs. 1 Satz 2). 

Artikel 13 dient der Vermeidung von Doppellei- 
stungen in Fällen, in denen für ein Kind in beiden Ver- 
tragsstaaten die Voraussetzungen für einen Anspruch 
auf Familienbeihilfen erfüllt sind. Er bestimmt, nach 
wessen Rechtsvorschriften die Familienbeihilfen zu 
gewähren sind. Die Zahlung ergänzender Familienbei- 
hilfen (z. B. Zahlung des Unterschiedsbetrages zwi- 
schen dem deutschen Kindergeld und der liechtenstei- 
nischen Kinderzulage auf Grund von § 8 Abs. 2 BKGG) 
nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staates bleibt zulässig. 

Nummer 11 des Schlußprotokolls trägt dem Umstand 
Rechnung, daß in den Europäischen Gemeinschaften 
zur Zeit darüber beraten wird, ob das geltende 
Gemeinschaftsrecht dahingehend vereinheitlicht wer- 
den soll, daß Arbeitnehmer für ihre in einem anderen 
Gemeinschaftsstaat lebenden Kinder Kindergeld nach 


dessen Rechtsvorschriften erhalten (Wohnlandprin- 
zip). Die Bestimmung soll gegebenenfalls eine Anpas- 
sung des Abkommens ermöglichen. 

Die Artikel 14 bis 22 in Verbindung mit der Num- 
mer 12 des Schlußprotokolls enthalten die auch sonst 
üblichen Regelungen für das Zusammenwirken der in 
den beiden Staaten mit der Durchführung des Abkom- 
mens betrauten Stellen. 

Die Nummer 13 des Schlußprotokolls soll es abwei- 
chend von Artikel 17 Abs. 1 auf deutscher Seite auch 
der Bundesanstalt für Arbeit (Kindergeldkasse) 
ermöglichen, im Bereich der Familienbeihilfen die not- 
wendigen Verwaltungsmaßnahmen mit der liechten- 
steinischen Familienausgleichskasse zu vereinbaren. 

Die Artikel 23 bis 27 enthalten die üblichen Über- 
gangs- und Schlußbestimmungen. 

Nummer 14 des Schlußprotokolls zu Artikel 23 ent- 
hält weitere Voraussetzungen für die Gewährung 
ordentlicher Renten der liechtensteinischen Alters- 
und Hinterlassenenversicherung. 

Nummer 15 des Schlußprotokolls soll sicherstellen, 
daß innerstaatliches deutsches Wiedergutmachungs- 
recht, soweit es günstigere Regelungen enthält, dem 
Abkommen vorgeht. 
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